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a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung  
 
Jahresabschluss zum 31. Dezember 2018 
 
 
Anhang für das Geschäftsjahr 2018 
 

A. Allgemeine Angaben 

Die a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung hat ihren Sitz in Frankfurt am Main 
und ist im Handelsregister des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 28852 eingetragen. 
Die Gesellschaft ist eine große Kapitalgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 3 Satz 2 HGB. Der 
Jahresabschluss 2018 wurde nach den aktuellen Vorschriften des Handelsgesetzbuches und 
des Aktiengesetzes erstellt.  

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.  

 
B. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind gegenüber dem Vorjahr un-
verändert.  

Das nicht abnutzbare Sachanlagevermögen wird zu Anschaffungskosten, das abnutzbare Sach-
anlagevermögen zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um planmäßige line-
are Abschreibungen, bewertet. Die Herstellungskosten sind zum bisherigen handelsrechtli-
chen Mindestansatz unter Einbeziehung aller aktivierungspflichtigen Beträge ermittelt wor-
den. Fremdkapitalzinsen wurden unter Ausübung des Aktivierungswahlrechts gemäß § 255 
Abs. 3 Satz 2 HGB eingerechnet. 

Abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens deren Anschaffungskosten 
€ 800,00 nicht übersteigen, werden im Zugangsjahr als Aufwand erfasst.  

Die Anteile an verbundenen Unternehmen werden zu Anschaffungskosten oder einem dauer-
haft niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt.  Die Beteiligungswertansätze werden jährlich 
auf der Basis der aktuell ermittelten Verkehrswerte der in den Gesellschaften befindlichen 
Objekte auf Werthaltigkeit überprüft. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden mit ihren Nominalbeträgen be-
wertet. Einzelwertberichtigungen waren nicht erforderlich. 

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen enthalten die Dotierung der 
direkten Pensionszusagen sowie die nicht gedeckten Beträge aus den Verpflichtungen des Un-
terstützungsvereines für Betriebsangehörige der Seilwolff AG e. V., Mannheim. Der Unterstüt-
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zungsverein wurde aus Vereinfachungsgründen aufgelöst. Die diesbezüglichen Verpflichtun-
gen wurden von der Gesellschaft in der Vergangenheit direkt übernommen. Die Berechnung 
erfolgte versicherungsmathematisch nach dem Barwertverfahren. Als Rechnungsgrundlagen 
wurden die „Richttafeln 2018 G“ von Dr. Klaus Heubeck verwendet. Entsprechend der geän-
derten Vorschrift nach§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB wurden die Verpflichtungen mit dem durch-
schnittlichen Marktzinssatz im 10-Jahresdurchschnitt abgezinst (zum 31.12.2018 3,21%). Für 
Verpflichtungen zur Anpassung der Renten nach § 16 BetrAVG wurde für die laufenden Leis-
tungen ein Erhöhungssatz von 1% berücksichtigt.  

Die übrigen Rückstellungen berücksichtigen alle ungewissen Verbindlichkeiten und erkennba-
ren Risiken. Sie wurden in Höhe der voraussichtlichen Erfüllungsbeträge gebildet. 

Verbindlichkeiten sind zum Erfüllungsbetrag passiviert. 

Latente Steuern werden für zeitliche Unterschiede zwischen den handelsrechtlichen und steu-
erlichen Wertansätzen von Vermögensgegenständen, Schulden und Rechnungsabgrenzungs-
posten ermittelt. 

 
C. Erläuterungen zur Bilanz 

Das Anlagevermögen hat sich im Geschäftsjahr 2018 im Einzelnen gemäß dem folgenden An-
lagespiegel entwickelt.  

 

 

  



   

Seite 3 von 15 
 

  

Anlagespiegel zum 31. Dezember 2018

Bezeichnung
Anfangs-
bestand Zugang Abgang Umbuchung Endbestand

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
Software 5.222,28 25.096,48 5.222,28 25.096,48
Summe I 5.222,28 25.096,48 5.222,28 0,00 25.096,48

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten 24.618.930,04 1.759.000,00 11.141.864,38 37.519.794,42

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 548.996,35 99.833,99 251.826,51 0,00 397.003,83

3. Geleistete Anzahlungen 
und Anlagen im Bau 10.152.489,75 1.020.583,63 31.209,00 -11.141.864,38 0,00

Summe II 35.320.416,14 2.879.417,62 283.035,51 0,00 37.916.798,25

III. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 50.406.693,43 2.685.956,71 0,00 829.526,17 53.922.176,31

2. Beteiligungen 829.526,17 0,00 0,00 -829.526,17 0,00

Summe III 51.236.219,60 2.685.956,71 0,00 0,00 53.922.176,31

Gesamt 86.561.858,02 5.590.470,81 288.257,79 0,00 91.864.071,04

Anfangs-
bestand Zugang Umbuchung Abgang Endbestand

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Software 5.221,28 1.932,48 0,00 5.221,28 1.932,48

Summe I 5.221,28 1.932,48 0,00 5.221,28 1.932,48

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten 4.870.253,23 557.983,08 1.903.464,30 7.331.700,61

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 296.758,35 43.359,82 0,00 249.316,17 90.802,00

3. Geleistete Anzahlungen 
und Anlagen im Bau 1.903.464,30 0,00 -1.903.464,30 0,00

Summe II 7.070.475,88 601.342,90 0,00 249.316,17 7.422.502,61

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 23.193.388,52 1.547.430,00 0,00 24.740.818,52

2. Beteiligungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Summe III 23.193.388,52 1.547.430,00 0,00 0,00 24.740.818,52

Gesamt 30.269.085,68 2.150.705,38 0,00 254.537,45 32.165.253,61

Anfangs-
bestand Endbestand

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Software 1,00 23.164,00
Summe I 1,00 23.164,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten 19.748.676,81 30.188.093,81

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 252.238,00 306.201,83

3. Geleistete Anzahlungen 
und Anlagen im Bau 8.249.025,45 0,00

Summe II 28.249.940,26 30.494.295,64

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 27.213.304,91 29.181.357,79

2. Beteiligungen 829.526,17 0,00

Summe III 28.042.831,08 29.181.357,79

Gesamt 56.292.772,34 59.698.817,43

Anschaffungs- und Herstellungskosten

Buchwerte

Abschreibungen
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Der Zugang bei den Immateriellen Vermögensgegenständen betrifft Standardsoftware für die 
Konsolidierungen und Verwaltung der Liegenschaften. Die Abschreibung erfolgt über eine 
Nutzungsdauer von 3 Jahren. 
 

Im Bereich der Grundstücke und Bauten wurden nach Abschluss der Baumaßnahmen für die 
Liegenschaften Mainzer Landstraße/Friedrich-Ebert-Anlage 3 die Anzahlungen umgebucht. 

Die Betriebs- und Geschäftsausstattung enthält die Büroeinrichtung einschließlich der tech-
nischen Ausstattung wie PC- Arbeitsplätze und Server. Die Zugänge entfallen auf Einrichtungs-
gegenstände sowie Hardware. Der Abgang betrifft Verschrottungen von bereits abgeschrie-
benen und nicht mehr genutzten Gegenständen. 

Bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen wurden weitere Anteile der Grunstücksver-
waltung Gutleutstraße 173 GmbH hinzuerworben. Die Beteiligungsquote stieg damit auf 89 % 
und der Ausweis erfolgt unter Anteilen an verbundenen Unternehmen.  Für die Wertansätze 
wird jährlich eine Werthaltigkeitsprüfung vorgenommen. Grundsätzlich erfolgt diese anhand 
des aktuellen Verkehrswertes der in der Gesellschaft befindlichen Immobilie. Dies ist bei zwei 
Gesellschaften, der Grundstücksverwaltung Sossenheim GmbH sowie der Verwaltungsgesell-
schaft für Industriegrundstücke jedoch nicht aussagefähig. Die Grundstücksverwaltung Sos-
senheim besitzt nur ein unbebautes Grundstück mit einem geringen Wert und die Verwal-
tungsgesellschaft für Industriegrundstücke verfügt über keinen Grundbesitz. Beide Gesell-
schaften haben jedoch Forderungen an die Muttergesellschaft und keinerlei Fremdkapital, so 
dass die Beteiligungswertansätze damit gedeckt werden.  

Im Geschäftsjahr waren bei den beiden Chemnitzer Gesellschaften Anpassungen der Wertan-
sätze von insgesamt T€ 1.547 notwendig. Das Objekt Jagdschänkenstraße in Chemnitz wurde 
im Februar 2019 veräußert. Der erzielte Kaufpreis lag unter dem Verkehrswert der Immobilie. 
Für das Objekt Annaberger-Straße in Chemnitz hat sich der Verkehrswert zum Stichtag stark 
vermindert, da hier erhebliche Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen erforder-
lich sind. 

Zur wirtschaftlichen Entwicklung bei den verbundenen Unternehmen werden notwendige In-
formationen in der Berichterstattung zum Konzern gegeben. Aus der nachfolgenden Übersicht 
sind die nach dem Gesetz vorgeschriebenen Informationen über die verbundenen Unterneh-
men zu ersehen. 
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Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betreffen im Wesentlichen Mietforderun-
gen.  

Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen betreffen die Salden der Verrechnungs-
konten. Die Ansprüche resultieren aus erbrachten Leistungen bzw. Liquiditätsvorlagen zur Ab-
deckung des Finanzierungsbedarfes unter Einbeziehung der Gewinnabführung bzw. Ver-
lustübernahme für das Geschäftsjahr 2018  

Unter den sonstigen Vermögensgegenständen werden im Wesentlichen Kautionsforderun-
gen (T€ 180) und anrechenbare Steuern 2018 (T€36) ausgewiesen. 

Unter den Rechnungsabgrenzungsposten werden Bearbeitungsgebühren für Darlehen ausge-
wiesen, für die das Verteilungswahlrecht nach § 250 Abs. 3 HGB in Anspruch genommen wird, 
und die über die Laufzeit der Darlehen aufgelöst werden. 

Aktive latente Steuern wurden für den Unterschied zwischen handelsrechtlichem und steu-
errechtlichem Wertansatz der Rückstellung für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen gebil-
det. Die Berechnung der latenten Steuern der a.a.a. aktiengesellschaft erfolgt mit einem kom-
binierten Steuersatz von 30%. Für Differenzen bei Tochterunternehmen, mit denen die Gesell-
schaft einen Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen hat wird ein Steuersatz von 15,83 % 
für Körperschaftsteuer und Solidaritätszuschlag angesetzt, da hier gewerbesteuerlich von der 
erweiterten Kürzung für Grundstücksunternehmen Gebrauch gemacht wird.  

Das gezeichnete Kapital beträgt unverändert € 41.200.000,00, eingeteilt in 19.741.379 auf 
den Inhaber lautende Stückaktien. 

Die gesetzliche Rücklage ist erst mit € 986.210,68 dotiert. Unter Berücksichtigung der Kapital-
rücklage von € 1.227.445,77 entspricht dies rd. 54 % der nach § 150 AktG zu bildenden Min-
destrücklage von insgesamt € 4.120.000,00. 

Aufgrund des Beschlusses der Hauptversammlung vom 05.07.2017 und nach Eintragung in das 
Handelsregister besteht ein genehmigtes Kapital. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrates, bis zum 04. Juli 2022 das Grundkapital durch Ausgabe von insgesamt 
bis zu 9.870.689 neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien einmalig oder mehrmals um 
insgesamt bis zu € 20.600.000,00 zu erhöhen. Die Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender 
Stückaktien kann dabei gegen Bar- und/oder Sacheinlagen erfolgen. Dabei ist den Aktionären 
ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates 

a) Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 
 
b) das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, sofern die Kapitalerhöhung gegen Sachein-

lagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteili-
gungen an Unternehmen oder sonstiger Vermögensgegenstände erfolgt; 

 
c) das Bezugsrecht der Aktionäre bei ein- oder mehrmaliger Ausnutzung des genehmigten 
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Kapitals bis zu einem Kapitalerhöhungsbetrag auszuschließen, der 10 % des zum Zeitpunkt 
der Erteilung und des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung sowie des zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet, um die 
neuen Aktien gegen Bareinlage zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Fest-
legung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Die Höchstgrenze von 10 % 
des Grundkapitals vermindert sich um den anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf 
diejenigen Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden. 

 
Über den Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe ein-
schließlich des Ausgabebetrages entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 
  
Der Bilanzverlust entwickelt sich wie folgt: 
  € 
 Jahresfehlbetrag 2018 -1.031.828,04  
 Verlustvortrag 01.01.2018 -4.850.485,08 
 Bilanzverlust -5.882.313,12 
 
Die Rückstellung für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurde nach dem Barwertver-
fahren bewertet. Zum 31.12.2018 bestehen Versorgungsverpflichtungen gegenüber 6 Pensi-
onären des Unterstützungsvereins e.V.. Entsprechend der Änderung von § 253 Abs. 2 Satz 1 
HGB in 2017 wurde die Abzinsung mit dem sich aus dem 10-Jahresdurchschnitt ergebenden 
Zinssatz von 3,21 % abgezinst. Der Unterschiedsbetrag nach § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB beträgt 
€ 720,00. In Höhe des Unterschiedsbetrages besteht eine Ausschüttungssperre. Für die Ver-
pflichtung zur Anpassung der Renten nach § 16 BetrAVG wurde für laufende Leistungen ein 
Erhöhungssatz von 1% berücksichtigt. Alle Anwartschaften sind nicht dynamisch. Gegenüber 
aktiv Beschäftigten bestehen keine Versorgungsverpflichtungen. Als Rechnungsgrundlagen 
wurden die „Richttafeln 2018 G“ von Dr. Klaus Heubeck zu Grunde gelegt. Der Zinsanteil der 
Zuführung für das Geschäftsjahr wird unter Zinsen und ähnliche Aufwendungen erfasst.  

Steuerrückstellungen wurden anhand des steuerlichen Ergebnisses 2017 unter Berücksichti-
gung bestehender Verlustvorträge rechnerisch ermittelt. Sie entfallen mit T€ 219 auf Gewer-
besteuer und T€ 250 auf Körperschaftsteuer. Die Veranlagung für 2017 steht noch aus, daher 
wurden die Rückstellungen beibehalten. Für das Geschäftsjahr 2018 waren keine Steuerrück-
stellungen zu bilden. 

Die sonstigen Rückstellungen wurden im Wesentlichen für eine Rechnung des Generalunter-
nehmers über nachträgliche Herstellungskosten sowie Kosten für Bauzeitverzögerungen bei 
dem Objekt Friedrich-Ebert-Anlage 3 in Frankfurt mit T€ 1.759 gebildet. Die Gesellschaft hat 
gegen verschiedene Positionen der Rechnung Widerspruch erhoben. Eine Klärung bis zur Auf-
stellung des Jahresabschlusses war nicht möglich. Für unbestrittene Positionen wurde inso-
fern eine Rückstellung in Höhe der voraussichtlichen Inanspruchnahme gebildet. Daneben 
sind Rückstellungen für die Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses und des Konzernab-
schlusses (T€ 180), die anstehende Hauptversammlung (T€ 60), die Aufbewahrung der Ge-
schäftsunterlagen (T€ 49), Aufsichtsratsvergütung (T€ 34) sowie Rechts- und Beratungskosten 
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(T€ 60) in Höhe der voraussichtlichen Erfüllungsbeträge gebildet. Die Laufzeiten der sonstigen 
Rückstellungen liegen bis auf die Rückstellung für Kosten der Aufbewahrung der Geschäftsun-
terlagen alle unter einem Jahr, so dass hier keine Abzinsungen vorzunehmen waren. Bei der 
Berechnung der Erfüllungsbeträge für Aufbewahrungskosten wurden die von der Deutschen 
Bundesbank bekannt gegebenen Abzinsungssätze gem. § 253 Abs. 2 HGB berücksichtigt. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten betreffen elf Darlehen bei zwei Kreditinsti-
tuten sowie ein Finanzierungsleasing. Zur Finanzierung der Zugänge des Geschäftsjahres wur-
den insgesamt T€ 2.670 neu aufgenommen. Die Besicherung erfolgt durch Grundschulden auf 
dem eigenen Immobilienbesitz und dem des verbundenen Unternehmens Naxos-Union GbR 
sowie Abtretung der Mietansprüche aus den finanzierten Objekten. Für das Finanzierungslea-
sing dienen die Leasinggegenstände als Sicherung. 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen enthalten im Wesentlichen Handwer-
kerrechnungen, die kurz vor dem Bilanzstichtag eingegangen sind und daher erst im neuen 
Geschäftsjahr bezahlt werden konnten.  

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen die Salden der Ver-
rechnungskonten aus verauslagten Kosten und überlassener Liquidität. In den Posten wurden 
auch die Gewinnabführungen bzw. Verlustübernahmen verrechnet.  

Die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten mit T€ 188 Kautionen, noch abzuführende Umsatz-
steuer November und Dezember 2018 mit T€ 413, Lohnsteuer Dezember 2018 mit T€ 52 sowie 
diverse kleinere Posten von insgesamt T€ 129.  

 
Verbindlichkeitenspiegel 
 
Verbindlichkeiten Gesamt Gesichert Restlaufzeit Restlaufzeit  Restlaufzeit 
      Zwischen 1 und von mehr als bis zu einem 
      5 Jahren 5 Jahren Jahr 
  € €  € € € 
Verbindlichkeiten gegen-          
über Kreditinstituten 24.162.639,64 24.162.639,64 3.983.155,95 16.584.469,73 3.595.013,96 
(Vorjahr) (23.053.532,84) (23.053.532,84) (3.891.326,92) (17.745.630,17) (1.416.575,75) 
Verbindlichkeiten aus           
Lieferungen und Leistungen 281.534,24 ./. ./. ./. 281.534,24 
(Vorjahr) (212.977,90) (./.) (./.) (./.) (212.977,90) 
Verbindlichkeiten gegen-
über           
 verbundenen Unternehmen 8.378.763,57 ./. ./. ./. 8.378.763,57 
(Vorjahr) (7.803.653,23) (./.) (./.) (./.) (7.803.653,23) 
Sonstige           
Verbindlichkeiten 781.596,05 ./. ./. ./. 781.596,05 
(Vorjahr) (284.263,19) (./.) (./.) (./.) (284.263,19) 
davon aus Steuern: € 
464.763,19 (Vorjahr € 
57.352,91)     

Gesamt 33.604.533,50 24.162.639,64 3.983.155,95 16.584.469,73 13.036.907,82 

Vorjahr Gesamt (31.354.427,16) (23.053.532,84) (3.891.326,92) (17.745.630,17) (9.717.470,07) 

 
Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind durch Abtretung von Mietforderungen 
und Anlagevermögen sowie Grundpfandrechte gesichert.  
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Haftungsverhältnisse 

- aus Bürgschaften        € 6.192.833,90 
 (davon zugunsten verbundener Unternehmen   € 6.192.833,90) 
Eine selbstschuldnerische Bürgschaft wurde einem Kreditinstitut als zusätzliche Sicherheit für 
Kredite an die Tochtergesellschaft Grundstücksverwaltung Wächtersbacher Straße 83 GmbH 
gegeben. Als Obligo wird der Gesamtbetrag der gegenüber dem Kreditinstitut bestehenden 
Verbindlichkeit der Tochtergesellschaft ausgewiesen (T€ 5.793). Für ein Darlehen der Projekt 
Hotel Sossenheim GmbH & Co. KG wurde eine selbstschuldnerische Bürgschaft in Höhe von 
T€ 400 übernommen.  

Da die Haftungsverhältnisse nur zu Gunsten verbundener Unternehmen bestehen, die unter 
unserer Leitung stehen und die im Risikomanagement unserer Gesellschaft einbezogen sind, 
schätzen wir das Risiko der Inanspruchnahme als äußerst gering ein. Die positiven Cash-Flows 
beider Gesellschaften gewährleisten die fristgerechte Leistung der vereinbarten Zins- und Til-
gungsleistungen. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Aus einem Leasingvertrag für Geschäftsausstattung ergeben sich folgende Zahlungsverpflich-
tungen: 

bis zu einem Jahr €  € 8.268,00 
zwischen einem Jahr und fünf Jahren € 22.048,00 
 

Es besteht eine Rangrücktrittsvereinbarung seit 2014 zwischen der Gesellschaft und der GVW 
Grundstücksverwaltung Wächtersbacher Str. 83 GmbH, nach der die Gesellschaft mit ihren 
Forderungen aus dem bestehenden Verrechnungskonto im Umfang einer im Sinne der Insol-
venzordnung eingetretenen Überschuldung der GVW Grundstücksverwaltung Wächtersba-
cher Str. 83 GmbH mindestens mit einem Teilbetrag von T€ 880 einschließlich Zinsen und Kos-
ten hinter sämtlichen Forderungen aller gegenwärtigen und zukünftigen anderen Gläubiger 
der GVW Grundstücksverwaltung Wächtersbacher Str. 83 GmbH im Rang hinter die Forderun-
gen i.S.d. § 39 Abs. 1 Nr. 5 InsO zurücktritt. 

 

D. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die Umsatzerlöse enthalten aufgrund des auf die Immobilienverwaltung ausgerichteten Ge-
schäftsmodells die Mieten und die Nebenkosten sowie die an verbundene Unternehmen be-
lasteten Umlagen für Verwaltungskosten Hausmeister und Versicherungen. In den Aufwen-
dungen für bezogene Leistungen werden die Grundstückskosten ausgewiesen. Der Anstieg 
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der Umsatzerlöse ist auf die Fertigstellung des Objektes Friedrich-Ebert-Anlage 3 in Frankfurt 
zurückzuführen. 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen war im Vorjahr der Buchgewinn aus dem Verkauf der 
Liegenschaft Beethovenstraße 3 mit T€ 3.945 enthalten. Im Geschäftsjahr werden hier Erträge 
aus Versicherungsentschädigungen sowie Erstattungen nach dem Lohnfortzahlungsgesetz 
ausgewiesen.  

Die Löhne und Gehälter sind durch durchschnittlich mehr Beschäftigte angestiegen. 

Aufwendungen für Altersversorgung und Unterstützung sind im angegebenen Umfang zu ver-
zeichnen. Der Zinsaufwand aus der Pensionsrückstellung wird unter den Zinsen und ähnlichen 
Aufwendungen ausgewiesen. 

Die Abschreibungen auf Sachanlagen betreffen ausschließlich planmäßigen Abschreibungen.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind gegenüber dem Vorjahr um T€ 289 zurück-
gegangen. Der Rückgang entfällt im Wesentlichen auf den Wegfall der im Vorjahr enthaltenen 
Ablösung des für die Finanzierung der veräußerten Liegenschaft abgeschlossenen Zinssiche-
rungsgeschäftes mit T€ 247 sowie Mieten und Nebenkosten von T€ 55. Im Wesentlichen ent-
fällt der Ausweis auf Versicherungsprämien (T€ 142), Abschluss- und Prüfungskosten (T€ 255), 
Fremdleistungen (T€ 90), Rechts-, und Beratungskosten (T€ 114), Büro- und Kommunikations-
kosten (T€ 75) sowie Kosten der Hauptversammlung (T€ 64). Die Verwaltungskosten sowie 
Versicherungsprämien wurden teilweise an die Tochtergesellschaften und verbundene Unter-
nehmen weiterbelastet.  

Die Erträge aus Gewinnabführungsverträgen entfallen auf die Gesellschaften GVS Grund-
stücksverwaltung Sossenheim GmbH, Grundstücksverwaltung Voltenseestraße 3 GmbH, 
Grundstücksverwaltung Chemnitz Annabergerstraße 231 GmbH und Grundstücksverwaltung 
Chemnitz Jagdschänkenstr. 17 GmbH. 

Die Erträge aus Beteiligungen enthalten das übernommene Ergebnis der GbR Naxos-Union 
Grundstücksverwaltungsgesellschaft sowie die Gewinnanteile aus der Projekt Hotel Sossen-
heim GmbH & Co. KG und der Grundstücksverwaltung Moselstraße 40 GmbH & Co. KG. Ein-
zelheiten ergeben sich aus der Übersicht der Beteiligungsgesellschaften. 

Die sonstigen Zinsen und ähnlichen Erträge stammen aus der kurzfristigen Anlage von Fest-
geld sowie der Verzinsung der Verrechnungskonten mit den verbundenen Unternehmen. 

Die Aufwendungen aus Verlustübernahme betreffen den zu übernehmenden Verlust der 
Grundstücksverwaltung Lindley GmbH. 

Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen stammen aus Zinsen für langfristige Bankverbind-
lichkeiten (T€ 599), Zinsen an verbundene Unternehmen für die Überlassung der Liquidität 
(T€ 341) sowie dem Zinsanteil aus der Zuführung zur Rückstellung für Pensionen und ähnliche 
Verpflichtungen mit T€ 1. 
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Die Ertragsteuern enthalten Steuererstattungen für Vorjahre von T€ 6.  Die Ertragsteuern für 
das Ergebnis 2018 belaufen sich auf T€ 2.   

Die sonstigen Steuern weisen die Kfz-Steuer aus. 

 
E. Sonstige Angaben 

Mutterunternehmen: 

Seit dem 30.04.2009 ist die Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH, Bad Homburg, 
Amtsgericht Bad Homburg v.d.H., HRB 7588, mit 95,63 % zurechenbaren Stimmrechtsanteilen 
die Konzernobergesellschaft. Die Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH, Bad Hom-
burg, war damit Mutterunternehmen für den größten Kreis verbundener Unternehmen. Auf-
grund von Umstrukturierungen ist seit Dezember 2014 die Rothenberger 4 x S Holding GmbH, 
Frankfurt am Main, Mutterunternehmen der Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH 
und damit Konzernobergesellschaft und bezieht die a.a.a. aktiengesellschaft sowie deren 
Tochterunternehmen (Teilkonzern) in den Konzernabschluss ein. 

Muttergesellschaft für den kleinsten Kreis der einbezogenen Unternehmen ist die a.a.a. akti-
engesellschaft selbst. 

Die Veröffentlichungen der Konzernabschlüsse erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger (e-
BAnz). 

 
Angaben nach § 160 Abs. 1 Nr. 8 AktG: 

Die Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH, Bad Homburg, Deutschland, hat uns 
am 4. Mai 2009 gemäß § 21 Abs. 1 S. 1 WpHG mitgeteilt, dass der Stimmrechtsanteil der 
Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH an der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine 
anlageverwaltung am 30. April 2009 die Schwellen von 10 %, 15 %, 20 %, 25 %, 30 %, 50 % 
und 75 % überschritten hat und zu diesem Tag 95,63 % (18.879.105 Stimmrechte) beträgt. 
Davon sind der Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH 6,09 % der Stimmrechte 
(1.201.263 Stimmrechte) nach § 22 Abs. 2 WpHG zuzurechnen. Der Rothenberger 4 x S Ver-
mögensverwaltung GmbH zugerechnete Stimmrechte werden ihr dabei von der Aktionärin 
Günter Rothenberger Beteiligungen GmbH, deren Stimmrechtsanteil an der a.a.a. aktienge-
sellschaft allgemeine anlageverwaltung 3 % oder mehr beträgt, zugerechnet. 84,33 % der 
Stimmrechte (16.647.942 Stimmrechte) hat die Rothenberger 4 x S Vermögensverwaltung 
GmbH am 30. April 2009 durch die Ausübung ihres durch Finanzinstrumente nach § 25 Abs. 
1 S. 1 WpHG verliehenen Rechts, Aktien an der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlage-
verwaltung zu erwerben (Durchführung eines Aktienkaufvertrags), erworben. 

Die Günter Rothenberger Beteiligungen GmbH, Frankfurt am Main, Deutschland, hat uns 
am 4. Mai 2009 gemäß § 21 Abs. 1 S. 1 WpHG mitgeteilt, dass der Stimmrechtsanteil der 
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Günter Rothenberger Beteiligungen GmbH an der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anla-
geverwaltung am 30. April 2009 die Schwellen von 10 %, 15 %, 20 %, 25 %, 30 %, 50 % und 
75 % überschritten hat und zu diesem Tag 95,63 % (18.879.105 Stimmrechte) beträgt. Davon 
sind der Günter Rothenberger Beteiligungen GmbH 0,08 % der Stimmrechte (16.780 Stimm-
rechte) nach § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WpHG und 89,55 % der Stimmrechte (17.677.842 Stimm-
rechte) nach § 22 Abs. 2 WpHG zuzurechnen. Der Günter Rothenberger Beteiligungen GmbH 
nach § 22 Abs. 2 WpHG zugerechnete Stimmrechte werden ihr dabei von der Aktionärin Rot-
henberger 4 x S Vermögensverwaltung GmbH, deren Stimmrechtsanteil an der a.a.a. aktien-
gesellschaft allgemeine anlageverwaltung 3 % oder mehr beträgt, zugerechnet. 5,32 % der 
Stimmrechte (1.051.083 Stimmrechte) hat die Günter Rothenberger Beteiligungen GmbH am 
30. April 2009 durch die Ausübung ihres durch Finanzinstrumente nach § 25 Abs. 1 S. 1 WpHG 
verliehenen Rechts, Aktien der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung zu er-
werben (Durchführung eines Aktienkaufvertrags), erworben. 

Herr Günter Rothenberger, Deutschland, hat uns am 4. Mai 2009 gemäß § 21 Abs. 1 S. 1 WpHG 
mitgeteilt, dass der Stimmrechtsanteil von Günter Rothenberger an der a.a.a. aktiengesell-
schaft allgemeine anlageverwaltung am 30. April 2009 die Schwellen von 10 %, 15 %, 20 %, 25 
%, 30 %, 50 % und 75 % überschritten hat und zu diesem Tag 95,63 % (18.879.105 Stimm-
rechte) beträgt. Davon sind Günter Rothenberger 6,09 % der Stimmrechte (1.201.263 Stimm-
rechte) nach § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 WpHG und 89,55 % der Stimmrechte (17.677.842 Stimm-
rechte) nach § 22 Abs. 2 WpHG zuzurechnen. Günter Rothenberger nach § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
WpHG zugerechnete Stimmrechte werden über die von ihm kontrollierte Günter Rothenber-
ger Beteiligungen GmbH, deren Stimmrechtsanteil an der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine 
anlageverwaltung 3 % oder mehr beträgt, gehalten. Günter Rothenberger nach § 22 Abs. 2 
WpHG zugerechnete Stimmrechte werden ihm von der Aktionärin Rothenberger 4 x S Vermö-
gensverwaltung GmbH, deren Stimmrechtsanteil an der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine 
anlageverwaltung 3 % oder mehr beträgt, zugerechnet. 5,32 % der Stimmrechte (1.051.083 
Stimmrechte) hat Günter Rothenberger am 30. April 2009 durch die Ausübung des durch 
Finanzinstrumente nach § 25 Abs. 1 S. 1 WpHG verliehenen Rechts der Günter Rothenberger 
Beteiligungen GmbH, Aktien an der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung 
zu erwerben (Durchführung eines Aktienkaufvertrags), erworben. 
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Aufsichtsrat und Vorstand 
 
Aufsichtsrat 
 
Dipl. Kfm. Werner Uhde, Kelkheim/Ts. Günter Rothenberger, Bad Homburg v.d.H. 
Vorsitzender Stellvertretender Vorsitzender 
Rechtsanwalt Geschäftsführer der Günter Rothenberger 
Angaben nach § 285 Nr. 10 HGB: Beteiligungen GmbH, Frankfurt am Main 
Vorsitzender des Aufsichtsrats der Angaben nach § 285 Nr. 10 HGB: 
-PITTLER Maschinenfabrik AG, Langen Aufsichtsratsmitglied der 
-Deutsche Immobilien Holding AG, Bremen - Diskus Werke AG, Dietzenbach 
 - PITTLER Maschinenfabrik AG, Langen 
 
Dr. Steen Rothenberger, Bad Homburg v.d.H.  
Geschäftsführer der Rothenberger 4 x S 
Holding GmbH 
Angaben nach § 285 Nr. 10 HGB: 
Vorsitzender des 
Aufsichtsrats der Diskus Werke AG, 
Dietzenbach 
 
Vorstand 
 
Dipl. Kfm. Dr. Sven-G. Rothenberger,  
Bad Homburg v.d.H.   
Kaufmann  
Vorsitzender  
Angaben nach § 285 Nr. 10 HGB:   
Aufsichtsratsmitglied der 
- Diskus Werke AG, Dietzenbach 
- Maschinenfabrik Heid AG, Stockerau, Österreich  
 
Dipl. Kfm. Hendryk Sittig 
Kelkheim/Ts. (bis zum 07. Dezember 2018) 
Kaufmann  
Angaben nach § 285 Nr. 10 HGB:   
  - keine -  
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Die Festlegung und Überprüfung der Vorstandsvergütung ist Aufgabe des Aufsichtsrats. Die 
Vorstände erhalten eine Festvergütung. Zusätzlich erhält Herr Dr. Rothenberger eine Tanti-
eme bis maximal T€ 70 p.a. und Herr Sittig eine Tantieme bis maximal T€ 30 p.a., die vom 
Aufsichtsrat festgelegt wurde.  

Vorstandsvergütung für das Geschäftsjahr 2018 individualisiert: 
 
Dr. Sven-G. Rothenberger 
     Laufende Bezüge 204.300,00 €  (Vj. T€  204) 
     Tantieme abgelaufenes Geschäftsjahr    70.000,00 € (Vj T€     70) 
   274.300,00 € (Vj. T€  274) 
 
Hendryk Sittig 
 Laufende Bezüge 160.800,00 € (Vj. T€  160) 
 Tantieme abgelaufenes Geschäftsjahr    25.000,00 € (Vj. T€    30) 
   185.800,00 € (Vj. T€  190) 
Gesamt  460.100,00 € 

In diesen Bezügen sind Zuschüsse für Sozialversicherung und Lebensversicherungen sowie die 
Gewährung einer Entschädigung für die dienstliche Nutzung eines privaten PKW`s enthalten. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine jährliche feste Vergütung von insgesamt T€ 34 
(Vj. T€ 34). Bei unterjährigem Ein- und Austritt werden die Vergütungen jeweils zeitanteilig 
gewährt. Die Auszahlung erfolgt nach der Hauptversammlung. 

Daneben erhält der Aufsichtsrat eine erfolgsorientierte Vergütung von € 1.000,00 für jedes 
Prozent, um das die von der Gesellschaft an die Aktionäre ausgeschüttete Dividende 4% des 
Grundkapitals übersteigt. 

Zu Einzelheiten verweisen wir auf den im Lagebericht unter Punkt 6.1. enthaltenen Vergü-
tungsbericht. 

Zum 31. Dezember 2018 bestanden keine Vorschüsse und Kredite an Organe und Mitglieder 
des Aufsichtsrates. 

Im Geschäftsjahr 2018 wurden durchschnittlich folgende Arbeitnehmer beschäftigt: 

Angestellte  4 (Vj. 4) 
Gewerbliche Arbeitnehmer  4 (Vj. 3) 
Summe  8(Vj. 7) 

 

Die Aufwendungen für die Abschlussprüfungen durch die KPMG Aktiengesellschaft Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft betrugen in 2018 T€ 140 (Vj. T€ 122). Davon entfallen T€ 140 auf 
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die Prüfung des Jahresabschlusses 2018. Im Vorjahr ergab sich eine Überdotierung der Rück-
stellung von T€ 7. Weitere Leistungen durch den Abschlussprüfer sind nicht angefallen. 

Wesentliche nicht zu marktüblichen Bedingungen zustande gekommene Geschäfte mit nahe-
stehenden Unternehmen oder Personen lagen nicht vor. 

Nach Ablauf des Geschäftsjahres bis zur Aufstellung des Anhanges haben sich folgende Vor-
gänge von besonderer Bedeutung ergeben, die sich auf die Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Unternehmens auswirken: 

- Verkauf der Liegenschaft der Grundstücksverwaltung Jagdschänkenstraße 31 in Chemnitz. 

- Abschluss eines Vertrages über den Verkauf der Liegenschaft Voltenseestraße 2 in Frank-
furt. 

Da mit beiden Gesellschaften Ergebnisabführungsverträge bestehen, werden sich die Erträge 
aus Gewinnabführung für die Folgejahre ermäßigen, bis bei den Gesellschaften Ersatzinvesti-
tionen getätigt sind. Bei beiden Gesellschaften ist vorgesehen aus den Veräußerungsgewinnen 
Rücklagen zu bilden und korrespondierend in den Steuerbilanzen Rücklagen nach § 6b EStG. 
Damit scheidet eine Gewinnabführung für die Veräußerungsgewinne aus. Im Zusammenhang 
mit den Rücklagen in der Steuerbilanz sind jedoch latente Steuern in der Bilanz der Mutterge-
sellschaft zu bilden, die das Ergebnis des Geschäftsjahres 2019 belasten werden. 

Die nach § 161 AktG vorgeschriebene Erklärung zum Corporate Governance Kodex wurde im 
April 2018 abgegeben und sowohl im Geschäftsbericht als auch auf der Internetseite 
(http://www.aaa-ffm.de/pages/iv-finanzberichte.html) zugänglich gemacht. Die erneute Ab-
gabe der Erklärung erfolgt im April 2019.  

 

 

Frankfurt am Main, den 29.03.2019 

Der Vorstand 
 
 

 Dr. Sven-G. Rothenberger  
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers 

 

An die a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung, Frankfurt am Main 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des  
zusammengefassten Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung, 
Frankfurt am Main – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. 
Darüber hinaus haben wir den zusammengefassten Lagebericht der a.a.a. aktiengesellschaft 
allgemeine anlageverwaltung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2018 geprüft. Die Erklärung zur Unternehmensführung, auf die im zusammengefassten Lage-
bericht Bezug genommen wird, haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2018 und 

– vermittelt der beigefügte zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser zusammenge-
fasste Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetz-
lichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. Unser Prüfungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht erstreckt sich nicht 
auf den Inhalt der oben genannten Erklärung zur Unternehmensführung. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lagebe-
richts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung (Nr. 537/2014; im 
Folgenden „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung 
des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber 
hinaus erklären wir gemäß Artikel 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen 
Nichtprüfungsleistungen nach Artikel 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten 
Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 
pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 waren. Diese Sachverhalte 
wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und bei 
der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes Prü-
fungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

 

Die Bewertung der Grundstücke und Bauten 

Bezüglich der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf 
Abschnitt B des Anhangs. Darüber hinaus verweisen wir auf den Anhang Abschnitt C sowie 
das Kapitel 3 „Prognose-, Chancen- und Risikobericht“ im zusammengefassten Lagebericht. 

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

In dem Jahresabschluss der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung zum 
31. Dezember 2018 sind die wesentlichen immobilienbezogenen Investitionen der Gesell-
schaft in zwei Bilanzposten des Anlagevermögens enthalten: den Grundstücken und Bauten in 
Höhe von EUR 30.188.093,81 sowie, in den Fällen, in denen die Immobilien über Objektge-
sellschaften gehalten werden, in den Anteilen an verbundenen Unternehmen in Höhe von 
EUR 29.181.357,79. Der sich auf die Prüfung der Anteile an verbundenen Unternehmen 
beziehende besonders wichtige Prüfungssachverhalt ist nachfolgend unter der Überschrift 
„Die Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen“ beschrieben.  
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Die Gesellschaft bewertet die Grundstücke zu Anschaffungskosten und die Bauten zu plan-
mäßig linear abgeschriebenen Anschaffungs- und Herstellungskosten. Bei diesen Bilanzpos-
ten des Anlagevermögens ist handelsrechtlich bei voraussichtlich dauernder Wertminderung 
eine außerplanmäßige Abschreibung auf den niedrigeren beizulegenden Wert vorzunehmen, 
und soweit die Gründe für die außerplanmäßige Abschreibung weggefallen sind, hat eine 
Zuschreibung bis maximal zu den (fortgeführten) Anschaffungs- und Herstellungskosten zu 
erfolgen.  

Der beizulegende Wert ergibt sich aus dem beizulegenden Zeitwert der jeweiligen Immobi-
lien. Diese beinhalten sowohl die Grundstücke und Bauten. Die Gesellschaft legt der Schät-
zung der beizulegenden Zeitwerte der zugrunde liegenden Immobilien Verkehrswertgutachten 
eines externen Sachverständigen zugrunde.  

Sofern der beizulegende Wert unter dem Buchwert liegt, nimmt die Gesellschaft eine Beurtei-
lung der Dauerhaftigkeit der Wertminderung vor. 

In die Ermittlung der beizulegenden Werte und die Beurteilung der Dauerhaftigkeit von Wert-
minderungen fließen zahlreiche bewertungsrelevante Annahmen und Parameter ein, die mit 
erheblichen Schätzunsicherheiten und Ermessen verbunden sind. Hierzu zählen insbesondere 
der immobilienspezifische nachhaltige Rohertrag und der Liegenschaftszinssatz.  

Aufgrund der bestehenden Schätzunsicherheiten und der Ermessensbehaftung im Hinblick 
auf die Bewertung der Grundstücke und Bauten besteht das Risiko für den Jahresabschluss, 
dass keine ausreichenden außerplanmäßigen Abschreibungen vorgenommen werden bzw. 
erforderliche Wertaufholungen unterbleiben.  

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Unsere Prüfungshandlungen umfassten insbesondere die Beurteilung des angewendeten 
Bewertungsverfahrens im Hinblick auf die Konformität mit den handelsrechtlichen Anforde-
rungen, der Richtigkeit und Vollständigkeit der verwendeten Daten zu den Immobilienbestän-
den sowie der Angemessenheit der verwendeten bedeutsamen Bewertungsannahmen wie 
des nachhaltigen Rohertrags und der angewandten Liegenschaftszinssätze. Dabei haben wir 
unsere Bewertungsspezialisten in die Prüfung einbezogen. 

Wir haben uns von der Qualifikation und Objektivität des von der Gesellschaft für die Bewer-
tung der Immobilien beauftragten externen Sachverständigen überzeugt und die in seinem 
Gutachten angewandte Bewertungsmethodik im Hinblick auf die Konformität mit den handels-
rechtlichen Anforderungen beurteilt. 

Darüber hinaus haben wir die Ausgestaltung und Einrichtung von Kontrollen insbesondere im 
Hinblick auf die Datenübermittlung an den Sachverständigen im Rahmen des Bewertungspro-
zesses beurteilt sowie in Stichproben die Richtigkeit und Vollständigkeit der verwendeten 
Daten in Bezug auf den Immobilienbestand untersucht, indem wir die der Schätzung des 
nachhaltigen Rohertrags zugrunde liegenden Mieten mit den Vertragsmieten abgestimmt 
haben. 
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Wir haben zudem die Angemessenheit der gewählten Bewertungsannahmen von allen Im-
mobilien beurteilt. Zu diesem Zweck haben wir die bei der Bestimmung des immobilienspezi-
fischen nachhaltigen Rohertrags sowie des Liegenschaftszinssatzes herangezogenen Annah-
men unter Beachtung von Art und Lage der Objekte durch Abgleich mit markt- und branchen-
spezifischen Richtwerten auf Angemessenheit beurteilt. Wir haben zum Teil auch Vor-Ort-
Besichtigungen durchgeführt, um uns vom jeweiligen Objektzustand zu überzeugen. 

Zudem haben unsere Bewertungsspezialisten die von dem externen Sachverständigen vorge-
nommenen Wertermittlungen rechnerisch nachvollzogen und mit eigenen Berechnungen auf 
Basis des normierten Ertragswertverfahrens nach der Immobilienwertermittlungsverordnung 
(ImmoWertV) verglichen. 

Durch Abgleich der ermittelten beizulegenden Werte mit den jeweiligen Buchwerten haben 
wir potenzielle Wertminderungen sowie potenziellen Zuschreibungsbedarf identifiziert und 
beurteilt, ob die Gesellschaft schlüssig die Dauerhaftigkeit bzw. fehlende Dauerhaftigkeit von 
Wertminderungen eingeschätzt hat.  

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Die für die Ermittlung der beizulegenden Werte der Grundstücke verwendeten Annahmen und 
Parameter sowie die vorgenommene Beurteilung zur Dauerhaftigkeit von Wertminderungen 
sind sachgerecht.  

 

Die Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen 

Bezüglich der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf 
Abschnitt B des Anhangs. Darüber hinaus verweisen wir auf Abschnitt C des Anhangs.  

DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Im Jahresabschluss der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung zum 
31. Dezember 2018 werden unter den Finanzanlagen Anteile an verbundenen Unternehmen in 
Höhe von EUR 29.181.357,79 ausgewiesen. 

Die Anteile an verbundenen Unternehmen werden zu Anschaffungskosten bzw. bei voraus-
sichtlich dauernder Wertminderung zum niedrigeren beizulegenden Wert bilanziert.  

Die Werthaltigkeitsbeurteilung der Anteile an verbundenen Unternehmen beruht auf ermes-
sensbehafteten Annahmen. Bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen handelt es sich 
im Wesentlichen um Anteile an Immobilienobjektgesellschaften. Wesentliche Werttreiber der 
beizulegenden Werte sind damit die beizulegenden Zeitwerte der von den Immobilienobjekt-
gesellschaften gehaltenen Immobilien. Die grundsätzliche Vorgehensweise bei der Ermittlung 
der beizulegenden Zeitwerte der Immobilien sowie die sich daraus ergebenden wesentlichen 
Bewertungsannahmen wurden zuvor unter dem besonders wichtigen Prüfungssachverhalt 
„Die Bewertung der Grundstücke und Bauten“ beschrieben.  
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Es besteht das Risiko für den Jahresabschluss, dass die Anteile an verbundenen Unterneh-
men nicht werthaltig sind.  

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Zur Prüfung der Werthaltigkeitsbeurteilung der Gesellschaft haben wir uns insbesondere mit 
den wesentlichen Werttreibern, den beizulegenden Zeitwerten der Immobilien, auseinander-
gesetzt. 

Wir haben unsere Erkenntnisse aus der Prüfung der beizulegenden Zeitwerte der Grundstücke 
und Bauten sowie bei der Werthaltigkeitsbeurteilung der Anteile an verbundenen Unterneh-
men verwertet. Die Vorgehensweise in der Prüfung entspricht diesbezüglich der oben darge-
stellten Vorgehensweise bei der Prüfung der Werthaltigkeitsbeurteilung der unter den Sachan-
lagen ausgewiesenen Grundstücke und Bauten. 

Wir haben beurteilt, ob die beizulegenden Zeitwerte der Grundstücke und Bauten Anhalts-
punkte liefern, dass die Buchwerte der Anteile an verbundenen Unternehmen nicht durch die 
beizulegenden Werte gedeckt sind. Ebenso haben wir anhand der Entwicklung der beizule-
genden Zeitwerte untersucht, ob sich Hinweise für einen Wegfall früherer außerplanmäßiger 
Abschreibungen ergeben. 

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Das der Werthaltigkeitsprüfung der Anteile an verbundenen Unternehmen zugrunde liegende 
Vorgehen führt zu sachgerechten Ergebnissen. Die Annahmen und Parameter der Gesell-
schaft sind angemessen.  

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen: 

– die Erklärung zur Unternehmensführung und  

– die übrigen Teile des Geschäftsberichts, der uns voraussichtlich nach dem Datum des 
Bestätigungsvermerks zur Verfügung gestellt wird, mit Ausnahme des geprüften Jahres-
abschlusses und zusammengefassten Lageberichts sowie unseres Bestätigungsvermerks. 

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht 
erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir 
weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung hierzu 
ab.  

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informa-
tionen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen 

– wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zum zusammengefassten Lagebe-
richt oder unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder  
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– anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.  

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresab-
schluss und den zusammengefassten Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. 
Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des zusammen-
gefassten Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines zusammengefassten Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im zusammengefassten Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lagebe-
richts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
zusammengefassten Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstel-
lungen ist, und ob der zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
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Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und zusammengefassten Lagebe-
richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im zusammengefassten Lagebe-
richt, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für un-
sere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des zusammengefassten Lageberichts re-
levanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 
den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungs-
urteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeut-
same Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit 
besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im zusammengefassten Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Be-
stätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 
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– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

– beurteilen wir den Einklang des zusammengefassten Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 
Unternehmens. 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im zusammengefassten Lagebericht durch. Auf Basis aus-
reichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es be-
steht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass wir 
die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit ihnen alle 
Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise angenommen wer-
den kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die hierzu getroffenen 
Schutzmaßnahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des Jahresabschlusses für den 
aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher die besonders wichtigen 
Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte im Bestätigungsvermerk, es 
sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des 
Sachverhalts aus. 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  

Übrige Angaben gemäß Artikel 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 15. August 2018 als Abschlussprüfer gewählt. 
Wir wurden am 30. Oktober 2018 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind einschließlich erfolg-
ter Verlängerung gemäß § 318 Abs. 1a HGB ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 2007 als 
Konzernabschlussprüfer der a.a.a. aktiengesellschaft allgemeine anlageverwaltung tätig. 
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Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit dem 
zusätzlichen Bericht an den Aufsichtsrat nach Artikel 11 EU-APrVO (Prüfungsbericht) in Ein-
klang stehen. 

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Lars Erik Bertram.  

  

Frankfurt am Main, den 30. April 2019   

KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

 

  
Bertram 
Wirtschaftsprüfer 

Dyhr 
Wirtschaftsprüfer 
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